
Nummer 59 | Dienstag, 28. Februar 2017Tirol4

Kurzmeldungen

Einbrecher kamen
durch Notausgang

Gegen Fels geprallt und schwer verletzt Brände waren nicht gelegt
Kaltenbach – Einbrecher
zwängten am Wochenende
den Notausgang eines Kal-
tenbacher Lebensmittel-
geschäfts auf und drangen
ins Gebäude ein. Die Täter
plünderten eine Kassenla-
de und brachen auch einen
Tresor auf. Die Höhe der
Beute ist unbekannt. Die
Einbrecher konnten uner-
kannt entkommen. (TT)

Umhausen – Kurz vor 2 Uhr in
der Nacht auf Montag setzte
ein 43-Jähriger auf der Ötztal-
Bundesstraße talauswärts im
Ortsteil Tumpen in Umhau-
sen zu einem Überholmanö-
ver an. Als er an einem Bus
vorbeiziehen wollte, verlor er
aus bisher ungeklärter Ursa-
che die Kontrolle über seinen
Wagen, kam von der Fahrbahn
ab, schlitterte rund 30 Meter
über eine angrenzende Wiese

Reutte, Forchach – Die Er-
mittlungen zu zwei Brän-
den, die sich in der Nacht
von Samstag auf Sonntag
im Bezirk Reutte ereignet
hatten, sind abgeschlos-
sen. In keinem der beiden
Fälle konnte Brandstiftung
nachgewiesen werden,
wie die Polizei gestern in
einer Aussendung mitteil-
te. Beim Brand in einem
Mehrparteienhaus wurde

Der 43-Jährige wurde aus dem
Wrack geschnitten. Foto: Zoom-Tirol

der Ausbruchsbereich des
Brandes auf eine auf einem
Balkon gelegene Sitzgarni-
tur eingegrenzt. Eine halbe
Stunde vorher brach in ei-
nem Stadl in Forchach ein
Feuer aus. Weil die Flammen
und die damit verbundenen
Löscharbeiten derart große
Schäden angerichtet hatten,
konnte die Brandursache
nicht mehr einwandfrei fest-
gestellt werden. (TT)

und prallte dort mit der Bei-
fahrerseite gegen einen Fel-
sen. Der aus dem Bezirk Imst
stammende Mann musste von
der Feuerwehr Umhausen mit
einer Bergeschere aus dem
Autowrack geschnitten wer-
den. Nachdem er vom Notarzt
versorgt wurde, brachte ihn
ein Rettungswagen des Roten
Kreuzes mit lebensgefährli-
chenVerletzungen in die Inns-
brucker Klinik. (TT)

95 Agrargemeinschaften
blitzen mit Milliardenklage ab

Innsbruck – 95 der 256 Ge­
meindegutsagrargemein­
schaften bzw. 2800 der
14.000 ihrer Mitglieder klam­
mern sich nach den seit 2008
eindeutigen Höchstgerichts­
entscheidungen noch an
einen Strohhalm: Und der
heißt Prozessfinanzierung.
Mit Hilfe der Schweizer Jura­
Plus wollen sie das seit 1. Ju­
li 2014 geltende Agrargesetz
doch noch kippen. Nach den
in den 1950er­ und 1960er­
Jahren erfolgten verfas­
sungswidrigen Übertragun­
gen von Gemeindegut an die
Agrargemeinschaften wur­
den die Ansprüche der Agra­
rier auf die alteingesessenen
Nutzungsrechte an Wald­
und Weide zurückgestutzt.
Alle Erlöse aus dem Gemein­
degut bzw. die finanziellen
Rücklagen von rund 38 Mio.
Euro gehören seither den 140
betroffenen Gemeinden, ein
Substanzverwalter, meist der
Bürgermeister selbst, küm­
mert sich um die Rechte der
Kommunen.

Obwohl die Rechtspre­
chung seit Jahren durch­
gängig ist, argumentieren 95
Agrargemeinschaften jetzt
mit einer entschädigungs­
losen Enteignung durch die
Gemeinden. 1,8 Milliarden
Euro werden gefordert. Da­
mit wollen sie notfalls bis
vor den Europäischen Men­
schenrechtsgerichtshof in
Straßburg ziehen. Finanziert
von der Schweizer JuraPlus.
Sie trägt das gesamte Verfah­
rensrisiko, im Erfolgsfall kas­
siert der Prozessfinanzierer
allerdings 40 Prozent der er­
strittenen Entschädigung.

Juristisch beraten werden
die Agrargemeinschaften
von Anwalt Bernd Oberho­
fer, dahinter steht der „Ver­
ein zur Förderung der Eigen­
tümerinteressen in Tirol“.
Bisher agierte Oberhofer
wenig erfolgreich. Schließ­
lich scheiterten die Agrar­
gemeinschaften schon an

der Hürde der inhaltlichen
Zuständigkeit. Die Agrarbe­
hörde in der Tiroler Landes­
regierung bezeichnete sich
als falscher Adressat für ihre
Forderungen.

Das sieht das Landesverwal­
tungsgericht genauso und hat
die Zurückweisung der Ent­
schädigungsansprüche durch

die Agrarbehörde jetzt vollin­
haltlich bestätigt. Die Beru­
fung wurde als unbegründet
abgewiesen. „Bei den von den
Agrargemeinschaften und de-
ren Mitgliedern gegenüber den
Gemeinden geltend gemach-
ten Entschädigungsbeträgen
handelt es sich um geldwer-
te Leistungen und damit um
vermögensrechtliche Ansprü-
che. Eine inhaltliche Ausein-
andersetzung mit diesen An-
sprüchen setzt eine Prüfung
der Verfassungskonformität
der Bestimmungen des Tiro-
ler Flurverfassungsgesetzes
voraus“, heißt es. Eine solche
Prüfung falle aber ausschließ­
lich in die Zuständigkeit des
Verfassungsgerichtshofs.

Bernd Oberhofer und die
von ihm vertretenen Agrar­
mitglieder können gegen
diesen Beschluss eine au­
ßerordentliche Beschwerde
beim Verwaltungsgerichts­
hof einbringen oder den Ver­
fassungsgerichtshof (VfGH)
anrufen. Dabei geht es je­
doch lediglich um die Frage,
wer über die Ansprüche ur­
teilen muss. Die Möglichkeit,
beim VfGH einen Antrag auf
Einleitung eines Gesetzes­
prüfungsverfahren zu stel­
len, besteht ebenfalls.

Einmal mehr weist das
Verwaltungsgericht die Ag­
rarfunktionäre aber darauf
hin, dass eigentlich das Ge­
meindegut „verfassungswid­
rig in das jeweilige Eigentum
der beschwerdeführenden
Agrargemeinschaften über­
tragen“ wurde. Der den Ge­
meinden zustehende Sub­
stanzwert sei deshalb nie
erloschen. (pn)

Agrar-Hardliner fordern 1,8 Mrd. Entschädigung von Gemeinden. Landes-
verwaltungsgericht bestätigt Agrarbehörde und weist Ansprüche zurück.

Falscher Adressat: Anwalt Bernd Oberhofer scheiterte mit seinen Sammel-
forderungen jetzt auch vor dem Landesverwaltungsgericht. Foto: Böhm

Zu viele Dieselfahrzeuge sorgen für schlechte Luft. In Tirol wird der Ruf
nach Abschaffung des Dieselprivilegs immer lauter. Foto: dpa

„Dieselprivileg
ist die größte
Luft-Baustelle“

Innsbruck, Brüssel – Noch
liegen keine detaillierten An-
gaben über die zur Verringe-
rung der Luftverschmutzung
bereitgestellten EU-Mittel vor.
Aber die Prüfer des Europäi-
schen Rechnungshofs haben
bereits Ausgaben in Höhe von
zwei Milliarden Euro ermittelt,
die sich dem Oberbegriff„Luft-
qualität“ zuordnen lassen. Wie
wirksam sie zur Verbesserung
der Luftqualität eingesetzt
werden, wird deshalb vertie-
fend überprüft. Schon jetzt
weisen die unabhängigen EU-
Kontrolleure jedoch darauf
hin, dass aufgrund bisheriger
Daten viele europäische Städ-
te trotzdem mit verschmutz-
ter Luft zu kämpfen haben.
Zuletzt erklärte Umweltkom-
missar Karmenu Vella, dass
sich die EU-Volkswirtschaft 50
Mrd. Euro an Gesundheitskos-
ten und direkten Umweltaus-
gaben ersparen könnte, wenn
die Umweltgesetze sachgemäß
umgesetzt würden.

Hier will der EU-Rechnungs-
hof einhaken. Weil die Luftver-
schmutzung erhebliche wirt-
schaftliche und ökologische
Auswirkungen hat, die von
erhöhten Gesundheitskosten
über ein Sinken der Produk-
tivität bis hin zu Schäden an

Vegetation und Ökosystemen
reichen, wie es in einer Mit-
teilung heißt. Tirol steht dabei
ebenfalls auf dem Prüfstand.
Schließlich wird der Jahres-
mittelwert für Stickstoffdioxid
von 40 Milligramm pro Kubik-
meter regelmäßig überschrit-
ten. Umweltreferentin LHStv.
Ingrid Felipe (Grüne) begrüßt
deshalb „die gründliche Prü-
fung der Wirksamkeit von po-
litischen Maßnahmen, ganz
besonders natürlich in diesem
für Tirol wichtigen Thema der
guten Luft“.

Sie traut sich allerdings be-
reits zwei Befunde zu prog-
nostizieren: „Wir sind in Tirol
mit zahlreichen wirksamen
Maßnahmen sehr gut am Weg.
Aber es gibt immer noch mehr
zu tun. Auf diesbezüglicheVor-
schläge des EU-Rechnungs-
hofs bin ich gespannt.“ Die
Umweltreferentin hebt den
Lufthunderter im Unterinn-
tal hervor, die Verschärfung
der Kontrollen auf der Inntal-
autobahn mit drei weiteren
Standorten für Frontradaran-
lagen sowie den Ausbau des
öffentlichen Verkehrs mit der
Tarifreform. Die konsequente
Kontrolle der Schadstoffgrenz-
werte für Heizungen oder die
Unterstützung von Energie-
wende- und Klimaschutzpro-
jekten in den Gemeinden er-
wähnt sie ebenfalls.

Den größten Spielraum sieht
Felipe aber bei der Abschaf-
fung des steuerlichen Diesel-
privilegs. „Das ist die größte
nationale Baustelle bei der
Luftgüte.“ Jährlich beträgt die
steuerliche Begünstigung von
Diesel gegenüber Benzin rund
640 Millionen Euro. Der Anteil
von Diesel- bzw. Benzin-Autos
hat sich in den vergangenen
17 Jahren gedreht. Zwei Drit-
tel der Autos fahren heute mit
Diesel-Kraftstoff. (pn)

„ Ich begrüße die
gründliche Prüfung

der Wirksamkeit von
politischen Maßnahmen
für die Luft.“

LHStv. Ingrid Felipe (Grüne)
(Umweltreferentin) Foto: APA

Innsbruck – Die geplante
neue Seilbahn am Rangger
Köpfl sorgt für Irritationen
zwischen Landeshauptmann
Günther Platter (VP) und der
Oberperfer Bürgermeisterin
Johanna Obojes-Rubatscher.
Von einer zugesagten Sonder-
förderung will Platter nämlich
nichts wissen.

Die Kosten für das Projekt
zwischen Stiglreith und Sulz-
stich werden mit 4,4 Millio-
nen Euro beziffert. Nicht nur
die Standortgemeinde Ober-
perfuss wird sich finanziell
beteiligen, sondern auch 13
Umlandgemeinden. 880.000
sollen Letztere aufbringen,

eine Million Euro kommen
von der Gemeinde Oberper-
fuss und den Bergbahnen.
Laut Entwicklungs- und Fi-
nanzierungskonzept der
Standortagentur Tirol steuert
der Tourismusverband Inns-
bruck und seine Feriendör-
fer eine weitere Million bei,
der Landesbeitrag wird mit
1,1 Millionen Euro angege-
ben. Der Anteil des Landes
umfasst eine Förderung von
500.000 Euro für Kleinstski-
gebiete, gleichzeitig verweist
die Standortagentur auf eine
„Sonderförderung Infrastruk-
tur-Landeshauptmann“ von
600.000 Euro.

Davon zeigte sich der Lan-
deshauptmann überrascht,
weil sie schlicht nicht vorgese-

hen ist. In einem Brief an Obo-
jes-Rubatscher machte Platter
dies unmissverständlich klar.
Die Landesunterstützung sieht
lediglich die Kleinstskigebiets-
förderung vor.

Derzeit werden die Ge-
meinden vom Konzept der
Standortagentur informiert,
von der Modernisierung er-
warten sich die Experten eine
Frequenzsteigerung von 15
bis 20 Prozent im Winter und
von 30 Prozent im Sommer.
Eine zeitgemäße Infrastruk-
tur wird als Voraussetzung
für ein attraktives ganzjähri-
ges Erholungsgebiet bezeich-
net. (pn)

Rangger Köpfl: Keine Sondersubvention

600.000 Euro aus dem Topf des
Landeshauptmanns wird es fürs
Rangger Köpfl nicht geben. Foto: TT


